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Bericht aus Berlin

nein Herr Bundeskanzler – ein „historischer Mo-
ment“ sieht anders aus! Die von Olaf Scholz so 
vollmundig gepriesenen Ergebnisse der Bund-Län-
der-Konferenz sind bestenfalls erste kleine Trippel-
schritte auf dem Weg zur Reduzierung der aus dem 
Ruder laufenden Einwanderungszahlen. Mit der 
Einigung auf 7.500 Euro, die der Bund pro Asylan-
tragsteller und Jahr überweist, kommt nun deutlich 
mehr Geld bei den Ländern und letztlich auch Kom-
munen an. Die Abrechnung nach tatsächlich unter-
gebrachten Antragstellern ist auf jeden Fall fairer als 
die bisher üblichen Pauschalzahlungen. Die neue 
Regelung wird nach ersten Schätzungen zu einer 
Entlastung der Länder und Kommunen von rund 
3,5 Milliarden Euro führen – auskömmlich dürfte 
diese Summe aber immer noch nicht sein. Wer die 
Anhebung der Zahlungen um Milliarden Euro als 
Erfolg feiert, übersieht aber vor allem eines: Der 
Arbeitsauftrag für die Konferenz lautete „Migration 
nach Deutschland reduzieren“ und nicht „einfach 
mehr Geld ins System geben.“

Schaut man auf die Einigungen zum eigentlichen 
Arbeitsauftrag, werden die Ergebnisse gleich noch 
ein ganzes Stück weniger historisch. So soll die 
Möglichkeit von Asylverfahren in Drittstaaten ge-
prüft werden. Das stand schon fast wortgleich im 
Koalitionsvertrag der Ampel und ist angeblich seit 
zwei Jahren in Arbeit. Nennenswerte Ergebnisse 
liegen bisher nicht vor. Wenn es bei diesem Tempo 
bleibt, wird sich daran auch in den nächsten Jah-
ren wenig ändern. Ein ähnlicher Zeitrahmen dürfte 
auch für Gespräche zu Migrationsabkommen mit 
Herkunftsländern und Verhandlungen über ein ge-
meinsames europäisches Asylsystem gelten. Beides 
sind sicherlich Ansätze, die verfolgt werden müssen 
– kurzfristige Ergebnisse und spürbare Auswirkun-
gen auf die Migrationszahlen sind hier nicht zu er-
warten.

Beim wichtigen Ansatz, unsere im europäischen 
Vergleich sehr hohen Leistungen für Asylbewer-
ber einzuschränken, zeigen sich schon jetzt erste 
Verwässerungstendenzen. Neben der noch ein-
zuführenden Bezahlkarte wird es wohl doch noch 
Barauszahlungen an Asylbewerber geben. Die sinn-
volle Regelung, dass lediglich geduldete Flücht-
linge erst nach 36 statt wie bisher 18 Monaten 
bürgergeld-ähnliche Leistungen erhalten sollen, 
wurde vorsorglich um Protokollnotizen ergänzt. 
Kurzfassung: Ausdauernde ergebnislose Diskussio-
nen sind absehbar, langwierige Gerichtsverfahren 
wahrscheinlich. Dafür sollen sämtliche Verfahren im 
Zusammenhang mit Asyl jetzt radikal beschleunigt 
werden und künftig innerhalb weniger Wochen 
und Monate über die Bühne gehen. Gute Idee, es 
geht voran! Dazu, wie dieser Verfahrensturbo an-
gesichts völlig überlasteter Behörden und Gerichte 
gezündet werden soll, findet sich allerdings in der 
Vereinbarung nichts wirklich Erhellendes. 

Ampel pur ist schließlich ein Punkt, über den man 
eigentlich herzhaft lachen könnte, wenn er nicht so 
ein respektloser Schlag ins Gesicht der Menschen 
wäre, die vor Ort zu retten versuchen, was kaum 
noch zu retten ist. Während seit Monaten alle Be-
lastungsgrenzen überschritten werden, würde die 
Ampel-Koalition gern eine „Kommission für Mig-
ration“ gründen. In deren Gesprächsrunden sollen 
dann auch unterschiedliche gesellschaftliche Grup-
pen, verschiedene im Asylbereich tätige Organisa-
tionen, Kirchen und Gewerkschaften einbezogen 
werden. Ein echter Klassiker des Regierungsversa-
gens, für mich liefert die Ampel hier die Mutter aller 
politischen Offenbarungseide ab: Wenn ich nicht 
mehr weiterweiß, gründe ich einen Arbeitskreis.
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Vom „historischen Moment“ zum „großen Wurf“: Als 
solchen bezeichnet Finanzminister Christian Lind-
ner die Senkung der Stromsteuer. Auf den ersten 
Blick wird hier eine alte Forderung der Union um-
gesetzt – und in der Tat: Produzierendes Gewerbe, 
Handwerk und Mittelstand werden tatsächlich ent-
lastet. Leider hat die Ampelregierung allerdings die 
besonders energieintensive Industrie übersehen. 
Bei Chemie-, Stahl-, Zement- oder Papierindustrie 
wird gerade mal eine weitere Verschlimmerung der 
bereits äußerst schwierigen Situation verhindert, 
spürbare Entlastungen wird es durch das vorliegen-
de Konzept nicht geben. In diesem Bereich stürzt 
der „große Wurf“ krachend ab, die Abwanderung 
dieser wichtigen deutschen Industriesparten ins 
Ausland dürfte ungebremst weitergehen.

Über den zunehmenden Judenhass, der nach dem 
Überfall der Hamas auf Israel auch bei uns immer 
offener zu Tage tritt, habe ich bereits in meinen 
letzten Berichten aus Berlin geschrieben. In dieser 
Woche legt die Unionsfraktion nun einen 49 Punk-
te umfassenden Leitantrag zum Schutz jüdischen 
Lebens in Deutschland vor. Darin fordern wir, Anti-
semitismus als besonders schweren Fall von Volks-
verhetzung mit einer Mindeststrafe von sechs Mo-
naten Haft ins Strafgesetzbuch aufzunehmen. Die 
im Bundeshaushalt 2024 vorgesehenen Kürzungen 
der Förderung für das Anne-Frank-Zentrum sind in 
dieser Situation ein verheerendes Signal und müs-
sen unbedingt rückgängig gemacht werden. Einer 
der 49 Punkte betrifft auch den Norden: Das Isla-
mische Zentrum Hamburg wurde bereits im Jahr 
2017 vom Verfassungsschutz als „Instrument der 
iranischen Staatsführung“ eingestuft und ist immer 
wieder durch offene Unterstützung der Hisbollah 
aufgefallen. Es ist überfällig, dass Innenministerin 
Nancy Faeser diesen Außenposten des islamisti-
schen Terrorregimes an der Alster endlich schließt.

Im Parlament habe ich heute zur Novelle des Ener-
giewirtschaftsgesetzes gesprochen. Hier handelt 
die Ampel endlich, wenn auch nur auf Druck der 
EU – doch viele Themen wie die Kontrolle der Bun-
desnetzagentur, die dauerhafte Stabilisierung der 
Übertragungsnetzentgelte und Konzepte gegen 
„Wegwerfstrom“ werden viel zu zögerlich ange-
gangen. So bleibt auch diese Novelle des energie-
politischen „Grundgesetzes“ im Wesentlichen eine 
Sammlung verpasster Chancen. Meine Rede ist hier 
abrufbar.  

In seinem Bericht an die Bundestagsfraktion, den 
ich Ihnen und Euch in der Anlage übersende, stellt 
Friedrich Merz, MdB, folgende Themen in den Mit-
telpunkt:

• Vereinbarte Debatte und unser Entschließungs-
antrag: „Historische Verantwortung wahrneh-
men – Jüdisches Leben in Deutschland schüt-
zen“

• Aktuelle Stunde „Jetzt entschiedene Maßnah-
men zur Begrenzung der irregulären Migration 
treffen“

• Unser Antrag: „Für Deutschlands Sicherheit – 
nachhaltige Finanzierung für eine einsatzberei-
te und einsatzfähige Bundeswehr“

Es grüßt Sie und Euch  recht herzlich
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Friedrich Merz MdB, Vorsitzender 

Bericht des Vorsitzenden 
zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
am 7. November 2023 
20. WP/ 43 

I. Kernbotschaften der Woche 

Vereinbarte Debatte und unser Entschließungsantrag: „Historische 

Verantwortung wahrnehmen – Jüdisches Leben in Deutschland 

schützen“ 

Seit dem 7. Oktober 2023 wütet der Terror der Hamas gegen Israel. Die 

Ermordung Unschuldiger, die Tötung ganzer Familien und willkürliche 

Geiselnahmen zeigen die menschenverachtende Brutalität dieser 

islamistischen Terrorgruppe. Die Hamas setzt ihre Angriffe gegen Israel 

unvermindert fort. Israel antwortet darauf im Rahmen seines in der Charta 

der Vereinten Nationen verbrieften Rechts auf Selbstverteidigung.   

Zur gleichen Zeit tritt bei Kundgebungen und Demonstrationen in 

Deutschland Antisemitismus offen zu Tage, Freude über den Tod von 

Jüdinnen und Juden wird zur Schau gestellt. Das ist unerträglich und muss 

alle nach den Regeln des Rechtsstaats möglichen Konsequenzen nach sich 

ziehen.  

Am Donnerstagvormittag dieser Sitzungswoche findet eine „Vereinbarte 

Debatte“ unter dem Titel „Historische Verantwortung wahrnehmen – 

Jüdisches Leben in Deutschland schützen“ statt. In diese Debatte bringen 

wir unseren dieswöchigen Leitantrag ein, der insgesamt 49 Maßnahmen zur 

Unterstützung Israels und zur Bekämpfung des Antisemitismus in 

Deutschland vorschlägt.  

Der Staat Israel muss sich unserer unverrückbaren und anhaltenden 

Solidarität sicher sein. Für die Offensive gegen die Hamas muss Israel die 

militärische Unterstützung erhalten, die das Land zur Wiederherstellung 

seiner Sicherheit benötigt. Deutschland muss zudem seinen Einfluss in den 

internationalen Organisationen geltend machen und unmissverständlich 

Position zugunsten des angegriffenen Staates Israel beziehen. Die 

Enthaltung der deutschen Bundesregierung bei der einschlägigen 
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Resolution der Vereinten Nationen ist beschämend. Denn es darf keinen 

Zweifel geben, wo die demokratischen Kräfte in Deutschland stehen: An der 

Seite Israels und an der Seite der Jüdinnen und Juden in Deutschland.  

Diese Solidarität und Gewissheit müssen auch morgen und übermorgen 

noch gelten, wenn der Krieg im Nahen Osten länger dauert oder zu Ende ist. 

Die Solidarität darf auch dann nicht nachlassen, wenn Antisemiten und 

Israelhasser ihre Parolen auf deutsche Straßen tragen. Deshalb fordern wir 

in 49 Punkten eine wirksame Unterstützung Israels und eine entschlossene 

Bekämpfung des Antisemitismus.  

Aktuelle Stunde „Jetzt entschiedene Maßnahmen zur Begrenzung der 

irregulären Migration treffen“ 

Die Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) hat in der Nacht auf den 

7. November 2023 gemeinsam mit dem Bundeskanzler eine Reihe von 

Beschlüssen zur Migrationspolitik gefasst. Diese Beschlüsse betreffen 

vorrangig die finanzielle Beteiligung des Bundes an den Flüchtlingskosten, 

die Frage der Sozialleistungen für Asylsuchende sowie die 

Verfahrensbeschleunigung und -digitalisierung. 

Der MPK voraus gingen viele Wochen, in denen weder das Ziel noch die 

konkreten Lösungsansätze des Bundeskanzlers in Anbetracht der 

drängenden Migrationskrise sichtbar waren. Bereits am 6. September 2023, 

also vor mehr als zwei Monaten, hat Bundeskanzler Scholz im Plenum des 

Deutschen Bundestages der Opposition einen Deutschland-Pakt angeboten 

– ohne jedoch konkrete Maßnahmen vorzulegen. Wir waren 

gesprächsbereit – unter der Maßgabe, dass am Ende wirksame Maßnahmen 

stehen, welche die Zahlen der illegalen Migration nach Deutschland senken. 

Der Bundeskanzler möchte den Eindruck erwecken, die Beschlüsse der MPK 

seien ein signifikanter Fortschritt auf diesem Weg – weshalb er sogar die 

Überschrift „Humanität und Ordnung“ von uns entlehnt hat. Tatsächlich 

wird aber nur ein Bruchteil unserer 26 Forderungen für eine wirkliche 

Wende in der Asyl- und Flüchtlingspolitik aufgegriffen.  

Die Beschlüsse der MPK sind deshalb nicht mehr als ein erster Schritt auf 

dem Weg zu einer raschen und spürbaren Reduzierung der irregulären 

Migration nach Deutschland. Die Einigung wärmt viele altbekannte 

Ankündigungen aus früheren Vereinbarungen auf, die auch nach Monaten 

noch nicht umgesetzt sind. Die Kraft des Bundeskanzlers zur Änderung 
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seiner Migrationspolitik scheint bereits beim kleinsten gemeinsamen 

Nenner erschöpft. Wir fordern auch weiterhin: Die Zahlen müssen runter. 

Unser Antrag: „Für Deutschlands Sicherheit – nachhaltige 

Finanzierung für eine einsatzbereite und einsatzfähige Bundeswehr“ 

Nach Ende des bipolaren Konflikts profitierte Deutschland von der 

sogenannten „Friedensdividende“. Wir lebten in der Illusion vom „Ende der 

Geschichte“, in welchem es keine existenziellen militärischen 

Bedrohungen mehr geben würde. Spätestens mit dem russischen 

Angriffskrieg gegen die Ukraine haben sich die sicherheits- und 

verteidigungspolitischen Grundannahmen jedoch fundamental 

verschoben. Deutschland braucht eine Bundeswehr, die die Aufgaben der 

Landes- und Bündnisverteidigung erfüllen kann. Der Weg dahin ist steinig, 

der Reform- und Nachholbedarf immens. Neben ausreichend Ressourcen 

sind effiziente Prozesse und klare Strukturen notwendig.  

Die „Zeitenwende“ erfordert raschen und einschneidenden Wandel in der 

Bundeswehr. Nur so kann auf die grundlegende Lageänderung reagiert und 

die Bundeswehr schnellstmöglich auf die Erfordernisse der Landes- und 

Bündnisverteidigung ausgerichtet werden. Die Verteidigungsfähigkeit 

Deutschlands gibt es dabei nicht zum Nulltarif. Es erfordert eine 

schmerzhafte, aber dringend notwendige finanzielle Unterfütterung im 

Bundeshaushalt. Das durch alle NATO-Mitgliedstaaten vereinbarte Zwei-

Prozent-Ziel, also die Aufwendung von mindestens zwei Prozent des 

Bruttoinlandsprodukts für verteidigungsrelevante Ausgaben, ist hierfür 

zentral. Die Verteidigungsausgaben müssen, wie vom 

Verteidigungsminister selbst gefordert, ab 2024 substanziell, d.h. um 

jährlich mindestens zehn Milliarden Euro erhöht werden, und zwar 

zusätzlich zum Sondervermögen. Wir fordern die Bundesregierung dazu 

auf, dem Wort der „Zeitenwende“ endlich auch konkrete Taten bei der 

Reform der Bundeswehr folgen zu lassen. 

II. Die Woche im Parlament 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Belarus in die europäische Völkerfamilie zurückführen – Den 

Freiheitswillen der Menschen unterstützen.  Die Bürger von Belarus 

haben sich im Sommer 2020 in ihrer überwiegenden Mehrheit für einen 

demokratischen Wechsel gestimmt und nehmen dafür große Entbehrungen 

in Kauf. Sie haben Lukaschenka und seinem Regime das Vertrauen und die 
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Unterstützung entzogen und mit ihren friedlichen Protesten und 

Massenstreiks gezeigt, dass sie sich ein modernes, weltoffenes Land 

wünschen. Vom erzwungenen Exil aus setzen sich die demokratischen 

Kräfte, darunter vor allem Sviatlana Tsikhanouskaya – die legitime 

Gewinnerin der Wahlen von 2020 – sowie das im Sommer 2022 gegründete 

Übergangskabinett und der Koordinierungsrat weiter für diesen Wandel 

ein. Auch im Land selbst setzen mutige Initiativen im Untergrund die Arbeit 

fort. Deshalb fordern wir unserem Antrag, den wir in dieser Woche 

erstmalig beraten, weiterhin harte und gezielte Sanktionen gegen den 

gesamten belarussischen Sicherheits- und Geheimdienstapparat, der das 

Zentrum des Lukaschenka-Regimes bildet. Außerdem sollen den Opfern 

von Gewalt, Repression und Folter großzügige Unterstützung gewährt 

werden. Die Einreise für belarussische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, 

die nachweislich politisch verfolgt sind, ist zu erleichtern. Die 

Unterstützung für die demokratischen Kräfte, insbesondere für das von 

Sviatlana Tsikhanouskaya geleitete Übergangskabinett im Exil, für die 

belarussische Zivilgesellschaft und für freie Medien ist politisch und 

finanziell unvermindert fortzusetzen und auszubauen. Parallel debattieren 

wir später erstellten Antrag der Ampel-Fraktionen Für ein demokratisches 

Belarus in der europäischen Familie, der weitgehend unserem Antrag 

entspricht.  

Abstimmung über den digitalen Euro im Bundestag bindend machen. 

Am 28. Juni 2023 hat die Europäische Kommission einen Vorschlag für ein 

gesetzliches Rahmenwerk für die Ausgabe eines digitalen Euro vorgelegt. 

Die Digitalisierung des Euro wird der weitreichendste Eingriff in unser 

Währungssystem seit der Einführung des Euro. Dennoch sollen nach dem 

Willen der Europäischen Kommission nationale Parlamente kein 

Mitspracherecht bei der Entscheidung über Einführung und Ausgestaltung 

des digitalen Euro haben. Die Bundesregierung scheint sich die Position der 

Kommission zu eigen zu machen und verweist lediglich auf die Möglichkeit 

zur Abgabe einer Stellungnahme durch den Deutschen Bundestag. Das 

genügt nicht. Mit unserem Antrag stellen wir fest: Die Einführung eines 

digitalen Euro ist in ihrer Bedeutung für das „System Euro“ mindestens 

gleichrangig zur Erweiterung des Währungsgebietes zu beurteilen – also 

muss der Deutsche Bundestag auch beteiligt werden. Das Verfahren der 

Kommission und der Bundesregierung wird der Bedeutung der 

anstehenden Entscheidung daher nicht gerecht. 

Verschiebebahnhof Arbeitsagentur verhindern – Vermittlung stärken, 

statt Arbeitslosigkeit verwalten. Arbeitsminister Heil wollte die 

Betreuung von unter 25-jährigen Langzeitarbeitslosen in den 

Arbeitsagenturen durchführen lassen. So sollten 900 Mio. Euro/Jahr aus der 
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Steuerkasse eingespart werden. Die Kosten sollten stattdessen die 

Beitragszahler der Arbeitslosenversicherung zahlen. Die Pläne des Ministers 

sind wegen des öffentlichen Protests gescheitert. Doch Minister Heil will die 

Pläne dem Grunde nach beibehalten: Nun sollen Weiterbildung und Reha 

Langzeitarbeitsloser ab 2025 im SGB III statt SGB II verwaltet werden. In 

unserem Antrag, den wir in dieser Woche erstmalig beraten, stellen wir fest: 

Eine fachliche Begründung der Pläne des Arbeitsministers gibt es nicht. Es 

sind Verschlechterungen für die Betroffenen zu erwarten, durch neue 

Schnittstellen und eine Vielzahl von Ansprechpartnern. Wir kritisieren 

zudem die Mittelkürzungen im Eingliederungs- und Verwaltungstitel der 

Jobcenter. Für die Vermittlung in Arbeit stehen 700 Mio. Euro weniger zur 

Verfügung als im Vorjahr. Es steht zu befürchten, dass sich die Vermittlung 

in Arbeit spürbar verschlechtern wird. 

Finanzierung der Forschungsverbünde zur DDR-Forschung 

sicherstellen – Kommunismus-Forschung stärken – 

Vermittlungsarbeit zur Willkür in der DDR verstärken. Die 

unionsgeführte Bundesregierung hat in der vergangenen Legislaturperiode 

mit der „Richtlinie zur Förderung von Forschungsvorhaben auf dem Gebiet 

der DDR-Forschung im Rahmenprogramm Geistes-, Kultur- und 

Sozialwissenschaften“ die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der 

DDR und dem SED-Unrecht vorangetrieben. Unser Ziel ist, eine stärkere 

Verankerung der nur schwach entwickelten DDR-Forschung in der 

deutschen Hochschul- und Forschungslandschaft zu etablieren. 

Insbesondere für die Ausbildung zukünftiger Lehrerinnen und Lehrer – und 

damit für die Vermittlung dieser Themen in den Schulen – sind Kenntnisse 

über das SED-Unrecht von großer Bedeutung. Leider geht die 

Bundesregierung einen anderen Weg: Statt die Förderung der DDR-

Forschung fortzuführen oder gar auszuweiten, hat die Bundesregierung im 

Haushalt 2023 eine deutliche Kürzung der Forschungsförderung 

vorgenommen. Mit unserem Antrag – den wir in dieser Woche 

abschließend beraten – fordern wir die Bundesregierung deshalb auf, die in 

der ersten Förderrunde bereitgestellten Mittel für die „Forschungsverbünde 

SED-Unrecht“ auch in der zweiten Förderrunde in mindestens gleicher 

Höhe zur Verfügung zu stellen und die Ergebnisse einer breiten 

Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Den Fortbestand des Deutschen Weinbaus schützen – 

Pflanzenschutzmittelreduktion und Weinbau in Deutschland 

zukunftssicher vereinbaren. Derzeit finden auf EU-Ebene die 

Verhandlungen zur Maßnahmenverordnung „Sustainable Use Regulation“ 

(SUR) statt. Dabei geht es um die Regulierung der Verwendung von 

chemischen Pflanzenschutzmitteln. Wir sprechen uns gegen ein 
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Totalverbot von zugelassenen chemischen Pflanzenschutzmitteln in 

sensiblen Gebieten, wie z.B. Natur-, Vogel- und Wasserschutzgebieten, aus. 

Zudem treten wir für eine bürokratiearme Umsetzung der SUR in der Praxis 

ein, damit zusätzliche Dokumentationspflichten und Risiken im 

Datenschutz vermieden werden. Dies betrifft insbesondere die 

Winzerinnen und Winzer. Vor dem Hintergrund der erwartbaren 

weitreichenden Folgen des SUR-Verordnungsentwurfs für den deutschen 

Weinbau fordern wir in unserem Antrag, dass die berechtigten Interessen 

des Weinbaus bei der weiteren Ausgestaltung des SUR-

Verordnungsentwurfs angemessene Berücksichtigung finden. 

Stellungnahme des Deutschen Bundestages nach Artikel 23 Absatz 3 

des Grundgesetzes zu den Verhandlungen über einen Vorschlag für 

eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Luftqualität und saubere Luft für Europa. Die EU-Kommission schlägt in 

ihrem Entwurf zur Überarbeitung der Luftqualitätsrichtlinie schärfere 

Grenzwerte vor, die sich stärker an den 2021 veröffentlichten Richtwerten 

der Weltgesundheitsorganisation (WHO) orientieren. So soll z.B. der 

zulässige durchschnittliche Jahreswert für Stickstoffdioxid von 40 

Mikrogramm je Kubikmeter Luft auf 20 Mikrogramm gesenkt werden. 

Neben dem Fokus auf der verpflichtenden Einhaltung von Grenzwerten 

auch an hoch belasteten – zum Beispiel verkehrsnahen – Standorten sieht 

der Richtlinienentwurf zudem eine kontinuierliche Senkung der 

durchschnittlichen Belastung mit Luftschadstoffen (z.B. Stickstoffdioxid 

und Feinstaub (PM2,5)) bis zur Erreichung der WHO-Richtwerte vor. Mit 

unserem Antrag, den wir in dieser Woche erstmals beraten, fordern wir die 

Bundesregierung deshalb auf, sich bei den Verhandlungen im Rat 

grundsätzlich für Technologieoffenheit, realistisch erreichbare Grenzwerte, 

längere Übergangszeiten, mehr Spielräume für die Kommunen bei der 

Erstellung von Luftreinhalteplänen und gegen flächendeckende 

Fahrverbote einzusetzen. 

Exportnation Deutschland stärken mit regelbasierter Handelspolitik 

statt unrealistischen Forderungen. Das Scheitern der Verhandlungen 

über das Freihandelsabkommen zwischen der EU und Australien sowie das 

zunehmend in Frage stehende Handelsabkommen zwischen der EU und 

dem Mercosur-Raum müssen endlich zu einem handelspolitischen 

Erwachen und Umdenken der Bundesregierung führen. 

Handelsabkommen, die teilweise über Jahrzehnte verhandelt wurden, 

dürfen nicht länger zerredet, mit Nachforderungen im 

Nachhaltigkeitsbereich überfrachtet und damit leichtfertig aufs Spiel 

gesetzt werden. Es gilt, diese Abkommen endlich zum Abschluss zu bringen 

und die Verhandlungen über andere wegweisende Handelsabkommen, wie 



 

 

Seite 7 von 10 

z.B. mit Indien, schnellstmöglich voranzutreiben. Mit unserem Antrag 

fordern wir die Bundesregierung deshalb auf, geschlossen den Abschluss 

von Handelsabkommen vorantreiben und unterstützen. Deutschland muss 

hier auch innerhalb der EU eine Führungsrolle übernehmen. Nur mit dem 

Ausbau bestehender außenwirtschaftlicher Beziehungen mit 

gleichgesinnten Ländern sowie mit neuen Kooperationspartnern können 

Lieferketten diversifiziert, einseitige Abhängigkeiten reduziert und die 

Resilienz der Europäischen Union und Deutschlands erhöht werden.  

Net-Zero Industry Act zum Motor für den Industriestandort 

Deutschland machen – Effizient, bürokratiearm und technologieoffen. 

Die Europäische Kommission hat den sog. Net-Zero Industry Act (NZIA) 

vorgeschlagen. Damit will sie Null-Emmissionstechnologien fördern. Ziel 

ist, dass die Produktionskapazität für die strategisch wichtigsten 

Technologien – wie Photovoltaik, Windkraft, Batterien und Wärmepumpen 

– bis 2030 mindestens 40 Prozent des Bedarfs der EU erreicht. Der NZIA 

stützt sich auf mehrere Säulen, darunter günstige Investitionsbedingungen, 

Beschleunigung der CO2-Abscheidung, leichterer Marktzugang und bessere 

Qualifikationen. Mit unserem Antrag fordern wir: Deutschland muss sich 

bei der Ausgestaltung des NZIA strategisch einbringen, damit die 

Maßnahmen ihre Wirkung für den Standort Deutschland nicht verfehlen 

und die Umsetzung der Maßnahmen so schnell und reibungslos wie 

möglich verläuft. Wenn dies gelingt, können die vereinfachten Prozesse des 

NZIA (One-Stop-Shop) und die Ansprüche an Digitalisierung, Transparenz, 

Funktionalität und Effizienz als Bestandteil einer modernen 

Industriepolitik zum Vorbild für eine effiziente Verwaltung in ganz 

Deutschland werden. Die Bundesregierung ist bisher hier komplett untätig.  

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Gesetz zur Beschleunigung der Digitalisierung des Gesundheitswesens 

(Digital-Gesetz – DigiG). Das Digital-Gesetz soll den Behandlungsalltag für 

Ärztinnen und Ärzte sowie für Patientinnen und Patienten mit digitalen 

Lösungen vereinfachen. Zentraler Bestandteil des Gesetzes ist die 

Einrichtung der elektronischen Patientenakte (ePA) für alle. Sie soll den 

Austausch und die Nutzung von Gesundheitsdaten vorantreiben und die 

Versorgung gezielt unterstützen. Zudem wird das E-Rezept als verbindlicher 

Standard eingerichtet. Unserer Sicht ist der grundsätzlichen Zielrichtung 

des Gesetzentwurfes zuzustimmen. Allerdings fehlen wichtige 

Bestandteile. Dazu gehört insbesondere ein Maßnahmenpaket, das Ärzte bei 

der Digitalisierung unterstützt. 
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Gesetz zur verbesserten Nutzung von Gesundheitsdaten 

(Gesundheitsdatennutzungsgesetz – GDNG). Mit dem GDNG sollen 

Gesundheitsdaten für die Forschung erschlossen werden. Kern des Gesetzes 

ist die erleichterte Nutzbarkeit von Gesundheitsdaten für 

gemeinwohlorientierte Zwecke. Dazu wird unter anderem eine dezentrale 

Gesundheitsdateninfrastruktur mit einer zentralen Datenzugangs- und 

Koordinierungsstelle für die Nutzung von Gesundheitsdaten aufgebaut. 

Auch hier ist die grundsätzliche Zielrichtung des Entwurfes 

unterstützenswert. Stand jetzt ist aber beispielsweise das Verhältnis der 

Kranken- und Pflegekassen, die neue Befugnisse erhalten sollen, im 

Vergleich zu Ärzten und Psychotherapeuten noch nicht zufriedenstellend 

geregelt. 

Gesetz zur Einführung eines Leitentscheidungsverfahrens beim 

Bundesgerichtshof. Massenverfahren stellen eine große Belastung für die 

betroffenen Zivilgerichte dar. Es handelt sich dabei um massenhafte 

Einzelklagen zur gerichtlichen Geltendmachung gleichgelagerter 

(Verbraucher-)Ansprüche (zum Beispiel im Diesel-Skandal oder wegen 

unzulässiger Klauseln in Fitnessstudio-, Versicherungs- oder 

Bankverträgen). Meist stellen sich in diesen Verfahren die gleichen 

entscheidungserheblichen Rechtsfragen. Sind diese Rechtsfragen durch 

den Bundesgerichtshof höchstrichterlich geklärt, so können gleichlautende 

Verfahren, die bei den Instanzgerichten noch anhängig sind, anhand dieser 

Leitentscheidung ohne weiteres zügig entschieden werden. Bisher können 

etwa durch Rücknahme von Revisionen aus prozesstaktischen Gründen 

oder aufgrund eines Vergleichs höchstrichterliche Entscheidungen 

verhindert werden. Ohne eine höchstrichterliche Klärung bleiben die 

Instanzgerichte jedoch immer wieder mit neuen Verfahren zu 

gleichgelagerten Sachverhalten belastet. Deshalb will die Bundesregierung 

nun ein Leitentscheidungsverfahren beim Bundesgerichtshof einführen. 

Wir lehnen diesen Gesetzentwurf indes ab. Massenverfahren stellen ohne 

Frage ein großes Problem für die Justiz dar. Das Problem wurde auch schon 

durch die Union in einem eigenen Antrag thematisiert (Drs. 20/5560). Die 

dazu durchgeführte öffentliche Anhörung hat jedoch ergeben, dass 

Leitentscheidungsverfahren nicht der richtige Weg sind, da die Verfahren 

nach dem Durchlaufen des Instanzenzuges erst viel zu spät beim 

Bundesgerichtshof ankommen. Hierzu bedarf es eines 

Vorabentscheidungsverfahren beim Bundesgerichtshof. 
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3. Wichtige Termine und Ausblick 

1. Inland: 

- 7. November: BK Scholz spricht auf der Festveranstaltung „20 Jahre 

Deutscher BetriebsräteTag“, 

- 7. November: Vorstellung des 1. Nationalen Diskriminierungs- und 

Rassismusmonitors durch BM Paus und StM Alabali-Radovan, 

- 7. November: Deutscher Maschinenbaugipfel des VDMA mit BM 

Habeck und BM Lindner, 

- 8. November: BK Scholz nimmt Jahresgutachten des 

Sachverständigenrates zur Begutachtung der 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung entgegen, 

- 8. November: BK Scholz nimmt an der Eröffnung der neuen 

„Gigafactory“ von Siemens Energy für die Produktion von 

Elektrolyseuren in Berlin teil, 

- 8. November: Statistisches Bundesamt gibt Inflationsrate für 

Oktober bekannt, 

- 9. November: BK Scholz spricht auf der zentralen 

Gedenkveranstaltung anlässlich des 85. Jahrestages der 

Reichspogromnacht in Berlin, 

- 10. November: BK Scholz spricht bei der jährlichen 

Bundeswehrtagung in Berlin, 

- 10. November: Justizministerkonferenz, 

- 12. November: BK Scholz hält Rede beim European Round Table for 

Industry auf Einladung der Mercedes-Benz Group AG, 

- 12. November: BK Scholz besucht Heilbronner Stimme für ein Live-

Bühnengespräch. 

2. Außen/EU: 

- 6./7. November: BMin Schulze in Jordanien, 

- 6./7. November: informeller Raumfahrtministerrat 

(Weltraumbasierte Infrastruktur), 

- 7. November: 42. Generalkonferenz der UNESCO in Paris (Fokus auf 

Klimawandel und Zukunftstechnologien) 

- 7./8. November: Treffen der G7-Außenminister in Japan (Themen: 

Lage im Nahen Osten, Ukraine, Lage im Indopazifik, wirtschaftliche 

Sicherheit) 

- 8.-10. November: Eurogruppe, Wirtschafts-/Finanzministerrat 

(Reform wirtschaftspolitische Steuerung, europäisches Semester, 

Ukraine, Aufbau- und Resilienzfazilität, Wettbewerbsfähigkeit, 

wirtschaftliche Entwicklung, Unionshaushalt 2024), 

- 8. November: EU-KOM: EU-Erweiterungspaket, Fortschrittsbericht 

Ukraine und Moldau, Strategie für die Verteidigungsindustrie, 
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- 9. November: BK Scholz empfängt das norwegische 

Kronprinzenpaar, 

- 9. November: BK Scholz empfängt NATO-Generalsekretär Jens 

Stoltenberg, 

- 10./11. November: BK Scholz reist nach Spanien zu Gesprächen mit 

dem spanischen Ministerpräsidenten Sánchez und dem 

portugiesischen Ministerpräsidenten Costa, 

- 10./11. November: Pariser Friedensforum (jährliches Format, das 

2018 durch Macron etabliert wurde; Themen: Klimawandel, 

Entwicklungsziele und Digitalisierung). 


